
Flüchtlinge als Sündenbock 

Die soziale Demagogie der AfD  
Bei rechten Demagogen ist der Spruch 
beliebt: Für die Flüchtlinge tun sie alles, für 
bedürftige „Deutsche“ tun sie nix. Stimmt 
das?  

Flüchtlinge nicht verantwortlich 

Zum einen leben die Flüchtlinge zumeist in La-
gern unter Bedingungen, unter denen wohl 
keiner der rechten Schreier leben möchte - oft 
zusammengepfercht in Massenunterkünften 
mit maximal 143 Euro Taschengeld, also 
deutlich unter dem Hartz IV-Satz.  

Zum anderen gilt: Die Flüchtlinge sind nicht 
dafür verantwortlich, dass es Hartz IV, die 
schikanöse Behandlung von Langzeitar-
beitslosen durch die Agentur für Arbeit oder 
einen skandalösen Mangel an bezahlba-
rem Wohnraum gibt.  

Die Anhänger von Pegida tun gern so, als ob die 
schlimme soziale Lage von armen Deutschen ihnen 
ein Anliegen wäre. Wir müssten uns um diese Men-
schen kümmern und nicht um die Flüchtlinge, so sa-
gen sie. Tatsache ist hingegen:  

Mit der Sorge der Rechten um arme 
„Deutsche“ ist es nicht weit her 

Es ist nicht bekannt, dass sich die rechten Dema-
gogen für verbesserte Rechte für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer oder gegen Hungerlöhne en-
gagieren würden.  

Bisher gab es von Pegida, AfD und Co. keine Akti-
onen vor Jobcentern, in denen etwa die Anhebung 
des Hartz IV-Satzes auf 500 € oder die Einstellung 
der brutalen Sanktionspraxis gegen BezieherInnen 
von Hartz IV gefordert wird.  

 

AFD ist eine neoliberale Partei 

Das Gegenteil ist der Fall: Die AFD ist eine knallhart 
neoliberale Partei. Falls soziale Themen überhaupt 
ein Thema für die AfD sind, so tritt die AfD für Härte 
gegen (eben auch „deutsche“) sozial Schwache ein. 

Die AfD hat kein Herz für sozial Schwache. Sie ist 
eine Partei gegen Gewerkschaften, Arbeitneh-
merInnen, RentnerInnen und Erwerbslose. 
Parteifunktionärin Frauke Petry wendet sich 
explizit gegen höhere Hartz IV-Sätze:  „Jedoch 
gefährden wir mit höheren Hartz-4 Sätzen die 

finanzielle Leistungsfähigkeit aller Ge-
bietskörperschaften aus mehreren 

Gründen: Noch höhere Ausgaben sind 
ohne Neuverschuldungen kaum zu reali-

sieren.“ (05.02.2015) In Herne wendete 
sich im September 2015 die AfD ausdrück-

lich gegen die Aufhebung von Sanktionen des 
örtlichen Jobcenters. 

Ein Herz für Reiche 

Dafür, dass trotz relativ guter wirtschaftlicher Ge-
samtlage in der BRD die Zahl der Armen sogar noch 
gestiegen ist, während gleichzeitig die verschwindet 
kleine Minderheit von Multimillionären noch reicher 
wird, sind nicht die Flüchtlinge verantwortlich. Ver-
antwortlich dafür ist die neoliberale Umverteilungs-
politik deutscher Regierungen, die ein Herz für Rei-
che, aber nicht für Arme haben.  

Es gibt keinen Grund zu der Annahme, dass die po-
litischen Dienstleister der reichen Elite den „deut-
schen“ sozial Schwachen das Geld geben würden, 
das sie bei den Flüchtlingen einsparen. Genauso ist 
es ein Fehlschluss zu glauben, dass sich die AfD für 
die sozial Schwachen in diesem Land einsetzt - 
deutscher Pass und deutscher Stammbaum hin  
oder her. 

Wer also als ErwerbsloseR oder Be-
schäftigteR mit mittlerem und niederem 
Einkommen die AfD wählt, „schießt 
sich selbst ins Knie“. Nur wenn „die da 
Unten“ - Einheimische und Flüchtlinge 
gemeinsam - sich gegen „die da Oben“ 
wehren, haben sie eine Chance, ihre 
Lage zu verbessern.                             � 
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Flüchtlinge und Einheimische 

Wie kann ausreichend Wohnraum  
geschaffen werden? 
Viele Menschen glauben, dass ihnen die 
Flüchtlinge den bereits heute knappen 
Wohnraum streitig machen könnten. Was 
kann getan werden, um schnell günstigen 
Wohnraum für Einheimische und Flücht-
linge bereitzustellen?  

Heutiger Wohnungsmarkt:  
Unter Geiern 

Tatsächlich hat die Zahl der bezahl-
baren Wohnungen in Deutsch-
land dramatisch abgenom-
men. Noch 2002 gab es hier-
zulande einen Bestand von 6 
Mio. Sozialwohnungen. Seit-
dem wurde in wahren Privati-
sierungsorgien dafür gesorgt, 
dass heute davon nur noch 
1,4 Millionen übrig geblieben 
sind. Und jedes Jahr fallen 
weitere 60.000 mit steuerli-
chen Mitteln finanzierte Woh-
nungen aus der Sozialbindung her-
aus. Gleichzeitig hat die Politik dafür gesorgt, dass 
der soziale Wohnungsbau finanziell vollkommen 
ausgehungert wurde. 

Sozialen Wohnungsbau fördern 

Der soziale Wohnungsbau muss wieder mit ausrei-
chenden Mitteln ausgestattet werden. Die 500 Mio. 
Euro, die auf dem Flüchtlingsgipfel Ende Septem-
ber 2015 für diesen Zweck zugesagt wurden, sind 
dagegen noch nicht einmal der bekannte Tropfen 
auf den heißen Stein.  

Man muss weiterhin dafür sorgen, dass die Millio-
nen Wohnungen, die sich private Immobilienkon-
zerne in den letzten Jahren unter den Nagel geris-
sen haben, wieder in günstigen Wohnraum rückver-
wandelt werden. Man könnte beispielsweise eine 
hohe Strafsteuer für überteuerten übermäßigen Im-
mobilienbesitz verhängen. Wenn dann die Kon-
zerne nichts mehr in die Wohnungen investieren, 
sollte man sie enteignen.  

 

Geld ist reichlich vorhanden 

Aber haben wir auch das Geld, um einen öffentli-
chen sozialen Wohnungsbau zu bezahlen? Ja, es 
ist reichlich vorhanden – es ist nur ungleich verteilt. 
Die reichsten 10 Prozent der Deutschen besitzen 63 
Prozent des hiesigen Vermögens von 8,8 Billionen 
Euro. Zu diesen Superreichen gehören z.B. die Fa-
milien Scheffler (Wälzlager) mit 20 Mrd. Euro oder 
Klatten-Quandt (BMW) mit 26,5 Mrd. Euro.  

Durch das bewusste Offenhalten von be-
kannten Steuerlöchern für Unterneh-

men und Besserverdienende ge-
hen dem Staat schätzungsweise 
jährlich 50 Mrd. durch die Lappen. 

Seit Jahrzehnten liegt die 
Wiedereinführung der Vermö-

genssteuer auf Eis. Eine Rück-
kehr zu den Höchstsätzen bei Einkom-
menssteuer und Kapitalsteuern auf 

das Niveau zu Zeiten der Kohlregierung 
brächte dem Fiskus jährlich ca. 50 Mrd. Und 

transnationale Konzerne können dank des Still-
haltens der verantwortlichen Politiker durch die Ver-
schiebung ihrer Gewinne in Steueroasen ihre Steu-
eraufkommen in Richtung Null „optimieren“. All das 
ist seit Jahren bekannt. Getan wird nichts von Sei-
ten jener Politikerkaste, die sich primär als Dienst-
leister für die vermögende kleine Oberschicht in die-
sem Land versteht. Es bleibt das Fazit:  

Die Integration der Flüchtlinge durch die 
Schaffung von Wohnraum ist möglich 

Wir brauchen eine Politik, die die sozialen Nöte der 
Mehrheit der Bevölkerung ins Zentrum ihres Han-
delns stellt und Schluss macht mit der Reichtums-
pflege zugunsten einer kleinen reichen Oberschicht, 
die schon jetzt nicht weiß, wohin mit ihrem vielen 
Geld! 
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